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^gneralsekretär Peter Hintze: 

Sieben Folgerungen aus dem 
Hamburger Wahlergebnis 
r 

e. Hamburger Bürgerschaftswahl war eine 
(jj>lonale Wahl, die sehr stark von regionalen 
j, s*chen geprägt war. Dirk Fischer und die 
r.^burger CDU haben trotz einer sehr schwie- 
i »ei Ausgangslage einen engagierten Wahl- 
S^Pf geführt. Aus dem Wahlergebnis sind auch 

^meine Folgerungen für die CDU zu ziehen: 

* - Die Wahlen kamen für die Hamburger CDU zu 
nem denkbar ungünstigen Augenblick. Dennoch 
Uß dje partej ^n bereits begonnenen inneren 

Lernprozeß mit aller Kraft weiter fortsetzen. Dies 
deutet für die gesamte CDU: eine offenere Partei- 

,jj eÜ» eine verstärkte Programmdiskussion sowie 
lj  händige Neugewinnung interessanter Persön- 
^keiten für die CDU. 

SM Die Bürger erwarten zu Recht, daß ihre Pro- 
file von Politikern nicht nur diskutiert, sondern 

\ 0st werden. Dazu brauchen wir in Deutschland 
Qerauch weiterhin eine klare Gestaltungsmehrheit. 
I ert»de die zunehmende Zersplitterung der Parteien- 
un^schaft verhindert jedoch handlungsfähige 

ehrheiten. Der Preis wäre ein Verlust an Stabilität. 

I - Die CDU muß das Schlüsselthema „Wirt- 
"aftspolitik" sichtbarer zu ihrer eigenen Sache 
*chen. Dazu gilt es, das Thema personell und 

lj chlich noch stärker zu besetzen. Wir werden deut- 
^ctJ machen, daß die Konzepte zur Sicherung des 
^unftsstandorts Deutschland weder durch einsei- 

*e Zugeständnisse an kleine Wählergruppen noch 
(Fortsetzung Seite 2) 
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Die Wahl zur Hamburger Bürgerschaft 1993 
im Vergleich zu anderen Wahlen 

Wahlberechtigte 
Wahlbeteiligung 
Gültige Stimmen 

Bürgerschaft 
1993 

Anzahl 

1240464 
863310 
844927 

69,6 

Bürgerschaft 
1991 

Anzahl % 

1256147 
830776 
819773 

66,1 

Bundestagswahl 
1990 

(Zweitstimmen) 
Anzahl % 

1263637 
988556 
980727 

78,2 

Europa««"11 

1989 

Anzahl 

1251841 J 
707317 56" 
701862      j3 

SPD 341705        40,4 393414 48,0 402530        41,0 294026 

CDU 212225       25,1 287467       35,1 359333       36,6 220856 

Grüne/GAL 114308 13,5 59262 7,2 56906 5,8 80372 

Statt Partei 46895 5,6 

REP 40817 4,8 9959 1,2 16911 1,7 41789 

F.D.P. 35216 4,2 44460 5,4 117293 12,0 43263 

DVU 23579 2,8 10379 

Die Grauen 13319 1,6 7219 0,9 11561 1,2 
Sonstige 16863 2,0 17992 2,2 16193 1,7 11177 

(Fortsetzung von Seite 1) 

durch eine angestaubte Verteilungsideo- 
logie gefunden werden können. Hier ist 
die CDU als Volkspartei am ehesten in 
der Lage, zukunftsweisende Konzepte zu 
entwickeln und den sozialen Ausgleich 
sicherzustellen. 

Die deutsche Politik hat es mit einer 
Fülle von hochkomplizierten Problemen 
zu tun; die Problemlösung wird dadurch 
erschwert, daß sehr viele Fragen gleich- 
zeitig zu beantworten sind. Hier ist auch 
eine hohe Disziplin gefordert: nach 
gründlicher Diskussion und Meinungsbil- 
dung müssen die einmal getroffenen Ent- 
scheidungen auch geschlossen vertreten 
werden. Es nährt Politikverdruß, wenn 
auf eine politische Entscheidung sogleich 
wieder Einwände und Bedenken aus den 
eigenen Reihen kommen. 

Bedrohung für viele Arbeitsplätze. D'e 

CDU als große Kraft der Mitte wird d'e 

Rechtsradikalen weiter entschieden 
bekämpfen. 

Das Wahlergebnis der Rechtsradika- 
len muß jeden Demokraten erschrecken. 
Die Rechtsradikalen beschädigen das 
Bild Deutschlands. Sie gefährden den 
inneren Frieden und sind zugleich eine 

Das Unzufriedenheitspotential in 

der Wählerschaft kann nur dadurch d°$ 
baut werden, daß wir die Protestgründe 

beseitigen. Das kann nur heißen: 
• Kriminalität entschiedener bekämP' 

fen, 

• Arbeitsplätze in ganz Deutschland 
sichern und Zukunftsindustrien 
stärken, 

• bezahlbare Wohnungen schaffen, 
• Familien mit Kindern fördern. 

Die Volksparteien stehen an der 
Schwelle zum 21. Jahrhundert vor ihre* 
größten Bewährungsprobe. Die CDU jj. 
unserem Land ein hohes Maß an Stabil'' 
tat gebracht. Wir werden unserem Auf' 
trag und unserer Verpflichtung auch in 

Zukunft gerecht werden: durch klare 
politische Führung und sachgerechte 
Lösung der anstehenden Probleme. 

i 
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Jetzt fängt die eigentliche Arbeit erst an 
Liebe Freunde, 
»Heerschau vor dem Wahljahr" hat 
die FAZ unseren Berliner Parteitag 
ganz richtig genannt, aber sie gibt 
damit einen Eindruck wieder, den 
vor allem Außenstehende haben 
müssen, die nur wenig mehr als die 
Oberfläche sehen. 

Sie wissen wenig von der Arbeit hinter 
den Kulissen, von den Schwierigkeiten 
der Meinungsbildung und dem Ringen 
um die richtige Formulierung. Deshalb 
reicht es auch nicht, wenn wir uns auf 
Berichterstattung und Kommentierung 
in Hörfunk, Fernsehen und Zeitungen 
verlassen. 
Unsere Mitglieder werden auf diesem 
Weg zwar ausreichend informiert und 
können sich ein Bild machen, aber wer- 
den nicht mit Kenntnissen ausgestattet, 
die sich aktiv weitergeben lassen. 

Und genau darauf kommt es jetzt an. 
Um 15.08 Uhr ging am Dienstag der 
Parteitag nach zwei Tagen intensiver 
Arbeit auseinander; aber die Frage, ob 
er ein Erfolg war oder nicht, wird sich 
erst ab heute und morgen beantworten 
lassen, wenn seine Ergebnisse in die 
Partei, in die Stadt- und Ortsverbände 
hineingetragen werden. 
Der Parteitags-UiD ist wie immer fahr- 
planmäßig die Woche drauf erschienen 
— mit den Berichten von Helmut Kohl, 
Peter Hintze, Wolfgang Schäuble und 
Günter Rinsche und dem wichtigen 
Beschluß zur Inneren Sicherheit. In 
Kürze wird es diese Teile auch einzeln 
als Broschüre geben, und Sie werden 
sie in unserem Versandzentrum in Vers- 
mold bestellen können — einschließ- 

lich Beschluß zu 
„Erziehung und 
Ausbildung in 
unserem freiheitli- 
chen und demo- 
kratischen Bil- 
dungssystem", der 
als Dokumenta- 
tion im grünen 
Teil dieser UiD- 

Ausgabe enthalten ist. 

Innere Sicherheit und Bildung/Ausbil- 
dung — wir haben damit zum richtigen 
Zeitpunkt zu zwei wichtigen Themen 
Beschlüsse gefaßt, die die Bürgerinnen 
und Bürger dieses Landes hautnah und 
höchst persönlich betreffen. 

Wenn die Diskussionsfreudigkeit der 
Partei, die u. a. in den vier Foren des 
Parteitags zum Ausdruck gekommen 
ist, ebenfalls in die Stadt- und Ortsver- 
bände hineingetragen werden soll, 
dann müssen auch die Texte zur Verfü- 
gung stehen, aus denen eindeutig und 
unvermittelt hervorgeht, was wir wollen 
und was nicht. 

Der Parteivorsitzende war optimistisch. 
Die Herausforderung der 20 Wahlen 
des Wahl-Marathons im nächsten Jahr, 
so Helmut Kohl in seinem Bericht in 
Berlin, könne bestanden werden. 

Das glaube ich auch. Bedingung ist 
allerdings, daß die Union ihre Pflicht 
tut. Und unsere Pflicht ist: Beschlüsse 
fassen, sie umsetzen und mit Leben 
erfüllen. 

Ihr 
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Zuwanderungssaldo nach Deutschland 
liegt über dem geschätzten Bedarf 
Der Bundesfachausschuß Innenpolitik 
der CDU hat unter Vorsitz von Johan- 
nes Gerster die nachfolgende Ent- 
schließung zur Forderung nach einem 
Einwanderungsgesetz verabschiedet: 

Der Bundesfachausschuß Innenpolitik 
der CDU Deutschlands lehnt die Forde- 
rung nach einem Einwanderungsgesetz 
entschieden ab. Diese Forderung geht an 
den gegenwärtigen Realitäten völlig vor- 
bei. 

Einwanderungsländer sind Staaten, die 
aus arbeitsmarkt-, entwicklungs- oder 
bevölkerungspolitischen Gründen Ein- 
wanderer anwerben müssen. Davon kann 
in der Bundesrepublik Deutschland keine 
Rede sein. 

Deutschland gilt trotz seiner gegenwärti- 
gen wirtschaftlichen Probleme weiterhin 
als „Wohlstandsinsel" an der Grenze zum 
armen Osten und Südosten Europas. 
Seine Anziehungskraft ist für Menschen 
aus diesen Ländern, die sich bei uns auf 
Dauer gut bezahlte Arbeitsplätze und 
einen höheren Lebensstandard verspre- 
chen, ungebrochen. 
Das Ausmaß der Zuwanderung nach 
Deutschland wird auf absehbare Zeit 
deutlich über dem — im übrigen über- 
haupt noch nicht exakt definierten — 
Zuwanderungsbedarf (Schätzungen: 
300.000 - 400.000 pro Jahr) liegen. 
Schon 1988 lag der positive Wanderungs- 
saldo — unter Einrechnung der Fortzüge 
aus dem Bundesgebiet — bei 289.000 Per- 
sonen, 1989 waren 323.000 Zuwanderun- 
gen zu verzeichnen, 1990 — die bereinig- 
ten Zahlen des Statistischen Bundesamtes 
liegen noch nicht vor — über 400.000. 
Nach einer Schätzung des Prognos-Insti- 
tuts standen in den Jahren 1991 und 1992 

Zuzügen von 2,6 Mio. Personen Fortzüge 

von 1,2 Mio. Personen gegenüber. 1991 
und 1992 hatte Deutschland demnach 
einen positiven Zuwanderungssaldo von 
ca. 1,4 Mio. Personen — durchschnittl«'* 
700.000 pro Jahr — zu verzeichnen. 
Dieser Trend zur Zuwanderung wird sich 
auch künftig nicht umkehren. Es muß 
vielmehr damit gerechnet werden, daß 
trotz der Asylrechtsreform jährlich mehr 
als 600.000 Menschen (Saldo aus Zu- und 
Abwanderung) mit dem Ziel langfristige11 

oder dauernden Aufenthalts nach 
Deutschland zuwandern werden. 
Die Zuwanderung speist sich aus folge0' 
den Quellen: 

• Deutsche Aussiedler 
Wie im Asylkompromiß vom 6. 12. 1992 
vereinbart, wird durch das Kriegsfolgen- 

Entschließung des Bundes- 
fachausschusses Innenpolitik 
zur Forderung nach einem 
Einwanderungsgesetz 

bereinigungsgesetz die Zahl der jährlich 
zuwandernden deutschen Aussiedler aus 
der GUS und anderen Staaten Osteuro^ 
pas langfristig auf dem Niveau der Jahre 
1991/1992 verstetigt. Es ist daher auch 
zukünftig mit einer Zuwanderung von 
200.000 - 220.000 Aussiedlern pro Jahr 
zu rechnen. 

• Familiennachzug von 
Ausländern 

Ausländern mit Aufenthaltsrecht in der 
Bundesrepublik Deutschland wird im 
Hinblick auf den nach Art. 6 GG geböte- 
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en Schutz von Ehe und Familie auch 
^künftig der Nachzug des Ehegatten, 

j^nderjähriger Kinder oder — im Einzel- 
a" — sonstiger Familienangehöriger 

&emäß den Bestimmungen des Auslän- 
ergesetzes gestattet sein. Von den über 
Mio. in der Bundesrepublik lebenden 

Isländern wird insbesondere ein erheb- 
|cher Teil der zweiten Ausländergenera- 
'°n von der Möglichkeit des Familien- 

J?achzugs Gebrauch machen. Zumindest 
Ur dieses Jahrzehnt werden daher jähr- 
Jch 200.000 - 250.000 Ausländer im 
lähmen des Familiennachzuges nach 

eutschland zuwandern. 

* Kriegs- und Bürgerkriegs- 
fiüchtlinge 

^eütschland wird auch außerhalb des 
^Verfahrens zukünftig Kriegs- und 
Jjürgerkriegsflüchtlingen auf die Dauer 
(ler Kriegshandlungen befristet ein Auf- 
enthaltsrecht einräumen. Es kann nicht 
aüsgeschlossen werden, daß ein Teil die- 
s^r Flüchtlinge nach Beendigung der 
{^egshandlungen infolge politischer 

erfolgung oder aus humanitären Grün- 
en nicht in das Herkunftsland zurück- 
kehren kann. Der Umfang — auch nur 
v°rübergehender — Zuwanderung kann 
*ngesichts der ungewissen politischen 
{•^Wicklungen dramatisch ansteigen. So 
^at die Bundesrepublik seit Ausbruch des 
J^ieges im ehemaligen Jugoslawien aus 
Jumanitären Gründen mehr als 300.000 
lüchtlinge aufgenommen. 

* Asyl für politisch Verfolgte 
^üch nach der Asylrechtsreform haben 
Politisch Verfolgte einen individuellen 
^rundrechtsanspruch auf Aufnahme, 
SchUtz und Zuflucht in der Bundesrepu- 
blik Deutschland. Die zukünftige Ent- 
wicklung des Asylbewerberaufkommens 
lst schwer einzuschätzen. Sie hängt davon 
*b, wie sich die Asylrechtsreform in der 
Praxis bewährt und wie die politische 

Entwicklung in potentiellen Verfolger- 
staaten verläuft. Trotz aller Mißbrauchs- 
vorkehrungen kann unter Einrechnung 
der anerkannten Asylbegehren und einer 
gewissen „Grauzone" bei Zweifelsfällen 
langfristig nicht ausgeschlossen werden, 
daß auch zukünftig mit einem Asylbewer- 
beraufkommen von etwa 150.000 Perso- 
nen pro Jahr zu rechnen ist. 

• Werkvertragsarbeitnehmer 

Zur Deckung des in einigen Teilberei- 
chen des deutschen Arbeitsmarktes noch 
vorhandenen Fachkräftemangels und als 
wichtige Umstrukturierungshilfe für die 
östlichen Volkswirtschaften werden auf- 
grund von Regierungsabkommen mit 
unseren osteuropäischen Nachbarstaaten 
auch zukünftig — jeweils zeitlich befristet 
— bis zu 100.000 Werkvertragsarbeitneh- 
mer in Deutschland arbeiten. 

• Zuwanderung aus den 
EG-Staaten 

Die Bürger der EG-Staaten genießen seit 
der Vollendung des Binnenmarktes inner- 
halb des EG-Vertragsgebietes weitestge- 
hende Freizügigkeit und Berufsfreiheit. 
Mit rd. 1,5 Mio. Menschen beträgt der 
EG-Anteil an der ausländischen Wohnbe- 
völkerung gegenwärtig 25 Prozent. Trotz 
der langfristigen Annäherung der Ein- 
kommens- und Lebensverhältnisse zwi- 
schen den EG-Staaten ist, wie der nach 
wie vor positive Zuwanderungssaldo z. B. 
aus Griechenland und Portugal zeigt, 
langfristig mit Zuwanderung aus dem 
EG-Vertragsgebiet zu rechnen. 
Unter diesen Umständen kann Ziel ver- 
nünftiger und verantwortungsbewußter 
Politik nur die Begrenzung und Steue- 
rung, nicht aber die Stimulation zusätzli- 
cher Zuwanderung sein. 
Durch ein Einwanderungsgesetz kann die 
Zuwanderung nicht begrenzt, sondern 
nur ausgeweitet werden. Ein einfaches 
Bundesgesetz kann die Artikel 6, 16 a und 
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116 des Grundgesetzes und ihre Folgen 
hinsichtlich Familiennachzug, Asylbe- 
werber und Aussiedler nicht außer Kraft 
setzen. Soll die Zuwanderung durch ein 
Einwanderungsgesetz nicht noch erhöht 
werden, müßte ein solches Gesetz daher 
auf Jahre oder sogar Jahrzehnte hinaus 
eine Zuwanderungsquote der Größenord- 
nung „Null" festlegen. Ein derartiges 
Gesetz wäre jedoch ein reines Täu- 
schungsmanöver, ein Etikettenschwindel. 
Deshalb gilt vor allem: 
• Die Zuwanderung aus wirtschaftlichen 
Gründen durch den Mißbrauch des Asyl- 
rechtes muß wirksam eingeschränkt wer- 
den. Nach der Verabschiedung der neuen 
Asylgesetze am 26. 5. 1993 müssen nun 
die darin enthaltenen Möglichkeiten zur 
Beschleunigung und Straffung der Ver- 
waltungs- und Gerichtsverfahren unver- 
züglich in die Tat umgesetzt werden. 
• Eine strikte Kontrolle und Bekämp- 
fung der illegalen Zuwanderung aus wirt- 
schaftlichen Gründen ist auch zukünftig 
unverzichtbar. Dies gilt insbesondere für 
das Schlepperunwesen und die illegale 
Beschäftigung ausländischer Arbeitneh- 
mer. 
• Ein Einwanderungsgesetz mit Zuwan- 
derungsquoten bzw. -kontingenten ist 

unrealistisch und überflüssig, solange def 

Zuwanderungssaldo nach Deutschland 
über dem geschätzten Einwanderungsbe' 
darf liegt. Es gibt keine Anzeichen dafür- 
daß die Zuwanderung nach Deutschland 
in diesem Jahrzehnt hinter dem Bedarf 
zurückbleibt. Die Phantomdiskussion 
über ein Einwanderungsgesetz sollte 
daher unverzüglich beendet werden. 

• Angesichts der zunehmenden Verflech' 
tung der Wirtschafts- und Arbeitsmärkte 
in Europa bedarf es einer einheitlichen 
Einwanderungs- und Flüchtlingspolitik 
der EG. Auch unsere EG-Nachbarn sind 
Ziel von Zuwanderung — im Gegensatz 
zu uns nicht im Rahmen von Asylmiß- 
brauch und nicht aus Osteuropa, sondern 
vornehmlich aus Ländern ihrer früheren 
kolonialen Einflußsphäre. Aus deutscher 
Sicht muß die Einwanderungs- und 
Flüchtlingspolitik der EG zukünftig stär- 
ker dem Gesichtspunkt des fairen „Bur- 
den-sharing" Rechnung tragen. So hat 
Deutschland beispielsweise im Falle des 
Krieges im ehemaligen Jugoslawien mehf 

als 300.000 Flüchtlinge aufgenommen, 
die übrigen EG-Staaten hingegen wenigef 

als 50.000. Diese ungleiche Lastenvertei- 
lung kann künftig nicht mehr hingenom- 
men werden. 

Rechtspolitische Fachtagung mit Bernhard Vogel 
Die Landesarbeitsgemeinschaft 

Christlich Demokratischer Juri- 
sten in der CDU Thüringen (LACDJ) 
führt gemeinsam mit den Kollegen aus 
Nordhessen eine rechtspolitische 
Fachtagung durch. Bei dieser Tagung 
geht es um den Aufbau rechtsstaatli- 
cher Strukturen in Thüringen und die 
Bedeutung rechtsstaatlicher Prinzipien 
für den Aufbau einer wehrhaften 
Demokratie. 
Die Fachtagung findet statt am 

2. Oktober 1993, 10.00 bis 16.30 
Uhr, im Haus „Flora", Stei- 
gerstr. 18, 99094 Erfurt. 

Als Gäste werden Ministerpräsident 
Bernhard Vogel, Justizminister Hans- 
Joachim Jentzsch, Innenminister 
Franz Schuster sowie der innenpoliti- 
sche Sprecher der CDU-Fraktion, 
Wolfgang Fiedler, teilnehmen. Gelei- 
tet wird die Veranstaltung von der 
LACDJ-Vorsitzenden Marion Hals- 
mann. 
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Fan-Projekte gegen Fan-Gewalt 
jj!t beginn der neuen Bundesligasai- 
p n hat eine „Koordinationsstelle Fan- 
^r°jekte" ihre Arbeit aufgenommen. 
pas

> zunächst auf drei Jahre angelegte 
rj
r°jekt wird durch das Bundesministe- 
uöi für Frauen und Jugend mit insge- 
^ 800.000 DM und durch den 
^tschen Fußball-Bund mit 400.000 
"W gefördert. 

s gesiedelt ist es bei der Deutschen 
Portjugend. Damit wird eine Empfeh- 

ü 
n§ des „Nationalen Konzepts Sport 

nd Sicherheit" in die Praxis umgesetzt, 
^ndesjugendministerin Angela Merkel: 

le Bewältigung von Fan-Problemen ist 
.'ne gemeinsame Aufgabe des Sports und 

.er Jugendhilfe. Die Verantwortung für 
°rbeUgUng und Minderung von Fan- 

j^alt kann nicht ausschließlich bei der 
,ol'zei liegen. Ich begrüße deshalb auch, 

&
aß sich nicht nur der Deutsche Fußball- 

,Und finanziell und praktisch an der För- 
s
erüng der Koordinationsstelle beteiligt, 

2°n<Jern daß alle Vereine der Ersten und 
leiten Bundesliga bereit sind, die 

^°sten der lokalen Fan-Projekte bis zu 
lnem Drittel zu tragen. 

Zu den Aufgaben der neuen Koordina- 
tionsstelle gehören unter anderem 
• Institutionenberatung beim Aufbau 
neuer Projekte, 
• Koordinierung des Informationsaus- 
tausches zwischen den einzelnen örtli- 
chen Projekten, 
• Erstellung von Konzepten für die 
anlaßbezogene Jugend- und Sozialarbeit, 
• Vorbereitung und Ausrichtung von 
nationalen und internationalen Tagun- 
gen, 
• Ausrichtung von Arbeitstagungen für 
Multiplikatoren aus der allgemeinen 
Jugend- und Vereinsarbeit und 
• Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Fußball-Bund, insbesondere in bezug auf 
Länderspiele, das Pokalendspiel und ähn- 
lich große Sportveranstaltungen. 

Mit der Leitung der Koordinationsstelle 
wurde Thomas Schneider beauftragt, der 
als Erziehungswissenschaftler und lang- 
jähriger Leiter des Hamburger Fan-Pro- 
jekts sowie ehemaliger Sprecher der Bun- 
desarbeitsgemeinschaft Fan-Projekte die 
notwendigen Erfahrungen mitbringt. 

Andreas Renner Oberbürgermeister in Singen 
t*er Landesvorsitzende der Jungen 
Union Baden-Württemberg, 
Andreas Renner, hat die Wahlen für 
das Oberbürgermeisteramt in der 
45.000-Einwohnerstadt Singen mit 
61,8 Prozent der abgegebenen 
Stimmen gewonnen. 
Bei den Wahlen im Jahre 1985 hatte 
d»e dortige CDU noch einen Stimmen- 
anteil von 32,6 Prozent. 
Kenner, der auch Mitglied des CDU- 
Bundesvorstandes ist, hatte zuvor an 

ein knapperes Ergebnis geglaubt und 
zeigte sich von dem klaren Sieg über- 
rascht und begeistert. Zu den ersten 
Gratulanten gehörten auf dem Bun- 
desparteitag der CDU in Berlin Bun- 
deskanzler Helmut Kohl, der CDU- 
Fraktionsvorsitzende im Deutschen 
Bundestag, Wolfgang Schäuble, der 
baden-württembergische Ministerprä- 
sident Erwin Teufel und der Bundes- 
vorsitzende der Jungen Union 
Deutschlands, Hermann Gröhe. 
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Weitere Hilfen für den Sport 
In den vor uns liegenden Wochen gilt 
es, die von uns ins Auge gefaßten Hil- 
fen für den Sport weiter und zum 
Abschluß zu bringen. Dabei wird die 
Union den Sport in angemessener 
Weise in allen Belangen wie bisher 
unterstützen. Das gilt in haushalts- 
wirtschaftlicher Sicht wie auch bei 
anderen Hilfen. 

Ich denke dabei an die sicher noch nicht 
optimalen Regelungen zum Lärmschutz 
bei Spiel- und Sportplätzen. Gerade in 
diesem Punkt werden wir uns dafür ein- 
setzen, die bestehenden Sport- und Spiel- 
plätze gegen ein überzogenes Umweltbe- 
wußtsein einzelner abzusichern. Derzeit 
wird noch geprüft, welcher rechtlichen 
Lösung dabei der Vorzug gegeben wer- 
den soll. Insgesamt sollte dem Sport 
geholfen werden, seine Infrastruktur an 
Plätzen zu erhalten. 
In diesem Zusammenhang sollte nicht 
vergessen werden, daß es auch gelungen 
ist, den Sport in die Verwaltungsvereinba- 
rung zur kommunalen Investitionspau- 
schale Ost aufzunehmen. Danach können 
auch Sportstätten in den neuen Bundes- 

Von Engelbert Neue, sport- 
politischer Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

ländern von der mit 1,5 Mrd. DM im 
Jahre 1993 ausgestatteten Pauschale pro- 
fitieren. Es liegt bei den neuen Ländern, 
inwieweit sie hier dem Sport helfen, seine 
Sportstätten zu sanieren. 
Weiter muß das parlamentarische Verfah- 
ren zur Ratifizierung des Europäischen 
Übereinkommens gegen Doping abge- 
schlossen werden. Mit diesem Überein- 
kommen wird ein dopingfreier Sport 

unterstützt. Bisher haben wir für Maß- 
nahmen gegen Doping enorme Beträgt 
bereitgestellt, mit denen die Bundesreg'e' 
rung dem Sport half, gegen Doping vof' 
zugehen. Das muß so bleiben, denn ^f 

alle wollen einen fairen, eben doping' 
freien Sport. 
Die Sportschützen sorgen sich, daß s>e 

durch eine Änderung des Waffenrechte5 

benachteiligt werden könnten. Dazu 
besteht kein Anlaß. Mit uns wird es ke,n 

Restriktionen für Sportschützen geben- 
Die Schützen sollen bei der Ausübung 
ihres Sports nicht beeinträchtigt werden- 

Absicherung von Sportplät- 
zen wegen Lärmbelästigung 
vordringlich 

Im Bereich der Förderung der Leistung5' 
Zentren für den Sport gilt es zu prüfe«1» 
inwieweit veränderte Nutzungsanfarde' 
rungen hier Änderungen notwendig 
machen. Es gilt, Pläne des Sports zu p1*' 
fen, inwieweit die Sportleistungszentfen 

neuen Gegebenheiten angepaßt werde«1 

müssen. Im Bereich der Sportwissen- 
schaft muß ein sich ergänzendes GefleCl1 

von Einrichtungen gesichert werden. 
Dabei ist darauf zu achten, daß die spoft' 
wissenschaftlichen Einrichtungen an 
Hochschulen in der Lage sind, Grundl3' 
genwissen für die sportnahen Anwende11 

gen zur Verfügung zu stellen. Dabei ver- 
dient die Realisierung des Transfers von 
Wissen in die Anwendungsgebiete eine 
besondere Aufmerksamkeit. Mit offen1''' 
chen Mitteln ermittelte Forschungserge1'' 
nisse müssen leistungssportwirksam 
umgesetzt werden. 
Der Sport benötigt Hilfen. Wir stehen 
dazu, im Rahmen der Zuständigkeiten 
und Möglichkeiten wie bisher zu helfen- 
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- Lärm um nichts 
^m SPD-Entwurf eines Leitantrages 
<^ öffentlichen Sicherheit und zum 

c°utz vor Kriminalität in der Bundes- 
«Publik Deutschland erklärte der 
^"Politische Sprecher der 
^U/csU-Bundestagsfraktion, 
^«nMarschewski: 

p1^ SPD sollte sich in Erinnerung rufen: 
°utik beginnt mit dem Betrachten der 
ealität. Das gilt namentlich auch für die 

^inalpolitik. Wer Kriminalität wirk- 
S*m bekämpfen will, der muß die Ursa- 
hen und Formen des Kriminalitätsan- 

!Jle8s kennen. 
Jff

Öer Vorwurf im SPD-Leitantrag zur 
v Entliehen Sicherheit, die „Konservati- 
jj" hätten eine Politik der sozialen 
^te betrieben, deren Folge der aktuelle 
/^•ninalitätsanstieg sei, übersieht nicht 
p. daß die mehrheitlich SPD-regierten 
änder für Erziehung und Bildung, für 

p°^aleinrichtungen und auch für die 
°Hzei zuständig sind; er übersieht auch, 

5^ es die von CDU und CSU geführten 
gerungen sind, die auf allen Ebenen 
*Jr den Erhalt unseres Werte- und Nor- 
Jengefüges eintreten. 
^ie wenig dies bei der SPD der Fall ist, 
^ntlarvt der Entwurf des Leitantrages 
r

nntittelbar: Er fordert, sog. „kleine 
esetzesverstöße" nicht mehr als Straftat 

^verfolgen. 
J Weitere Forderungen im Leitantrag 
,!nd entweder nicht neu und/oder inhalt- 
lcn nicht tragbar: 
. ^ehr Polizeibeamte zu fordern, ist 

IJehtig wie leicht. Warum eigentlich setzt 
:,e SPD diese Forderung in den SPD- 
.Werten Ländern nicht um? Warum 
ennt sie darüber hinaus auch den Einsatz 
°n Bürgern ab, die bereit sind, sich der 

Zeigenden Kriminalität zu erwehren? 
Eine Politik der Förderung der Integra- 

lQn von Ausländern zu fordern, ist rich- 

tig und wird dementsprechend von der 
Bundesregierung betrieben. Wie aber die 
von der SPD geforderte doppelte Staats- 
angehörigkeit „Inneren Frieden und 
öffentliche Sicherheit" garantieren soll, 
muß schon die SPD selbst erklären. 
• Weniger Waffen fordern ist richtig, 
aber die SPD-Vorschläge offenbaren 
Hilflosigkeit: Gangster finden ihre Waf- 
fen auf dem illegalen Markt, sie brauchen 
sich nicht bei Sportschützen zu „bedie- 
nen". 
• Im Bereich der Drogenpolitik wird die 
Forderung der Straffreiheit des Besitzes 
von Drogen (Cannabis) zum Eigenkon- 
sum wiederholt. Sieht denn die SPD 
nicht, daß sich jeder Dealer dann auf 
Eigenkonsum berufen wird? 
• Bei der Bekämpfung der organisierten 
Kriminalität versucht der Leitantrag ver- 
geblich Kompetenz der SPD vorzuspie- 
len. Es reicht nicht, Verschärfungen im 
Geldwäschegesetz — bezeichnenderweise 
im SPD-Leitantrag immer noch mit dem 
überholten Titel Gewinnaufspürungsge- 
setz bezeichnet —, obligatorische 
Gewinnabschöpfung, Vermögenseinzug 
usw. zu fordern, wenn den Ermittlungsbe- 
hörden nicht auch die Möglichkeit gege- 
ben wird, an die Drahtzieher der organi- 
sierten Kriminalität zu kommen. Daß 
Polizeibeamte als verdeckte Ermittler sich 
nicht milieugerecht verhalten dürfen, 
bedeutet auch, daß sie in Kreisen der 
organisierten Kriminalität nicht Fuß wer- 
den fassen können. 
• Nicht ausreichend sind die Vorstel- 
lungen zum Einsatz technischer Mittel in 
Gangster-Wohnungen. Er ist an zu hohe 
Voraussetzungen geknüpft, an: 
• eine Anordnung des Innenministers, 
• die Bestätigung dieser Anordnung 

durch eine parlamentarisch gewählte 
Kommission, 

• den Beschluß eines Kollegialgerichts. 
Ist dies wirklich noch praktikabel?        • 
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„Probleme mit der Wirklichkeit:" 

Harte Arbeit an der „Gefahr" des Erfolgs 
Der SPD-Bundestagsabgeordnete 
Horst Niggemeier hat seiner Partei ins 
Stammbuch geschrieben: 
Die aus der Mitte der SPD gegen den Bun- 
destagsfraktionschef Hans- Ulrich Klose 
gerichtete Kritik wegen seiner Haltung in 
der Blauhelm-Frage darf nachdenklich 
machen. 

Diese bis zur Rücktrittsaufforderung 
gehende Genossen-Schelte mag die innere 
Aufgewühltheit derer verdeutlichen, die aus 
ihrer pazifistischen Grundhaltung heraus 
möglicherweise auch mit Grausen daran 
denken, daß es bald wieder einmal einen 
sozialdemokratischen Verteidigungsmini- 
stergeben könnte. Ein Wahlsieg von 
Rudolf Scharping 1994 — und daran wird 
ja wohl von allen Sozialdemokraten hart 
gearbeitet — würde diese „ Gefahr" schnel- 
ler herbeiführen, als es den Klose-Kritikern 
lieb sein kann. 

Wer sich als Sozialdemokrat jedoch darum 
bemüht, die rosa-rote Parteibrille abzule- 
gen, der wird schnell feststellen, daß die 
SPD als Oppositionspartei in allen wichti- 
gen Fragen der deutschen Nachkriegspoli- 
tik fast immer erst im nachhinein das rich- 
tige Blatt in der Hand hatte. Den Joker 
hatte in der Regel vorher immer die Kon- 
kurrenz gezogen. 
Das begann mit der Ablehnung des Bei- 
tritts Deutschlands zur Montanunion, dem 
institutionellen Vorläufer der Europäischen 
Gemeinschaft. Der erste Schritt nach 
Europa wurde ohne die SPD getan. 
Die Ablehnung des Nato-Doppelbeschlus- 
ses war ein weiterer „Meilenstein" in der 
sozialdemokratischen Parteitagspolitik und 
führte letztlich zur Preisgabe der Regie- 
rungsfähigkeit durch die Abwahl von 
Kanzler Helmut Schmidt. 

Die Unveränderbarkeit des Asylrechts-flr 

kels 16 wurde auf SPD-Parteitagen lange 

Zeit beschworen, und für die als „Großer 

Lauschangriff' diskriminierte elektroni- 
sche Beweissicherung zur Erhöhung der 
inneren Sicherheit gab es in der SPD 
zunächst einmal die Darstellung von u^er' 
änderbarer Prinzipienfestigkeit. In beide* 
Fällen wurde dann jedoch schrittweise 
nachgezogen. Der Artikel 16 wurde geä*" 
den, und der „Lauschangriff steht nicht 
mehr auf dem sozialdemokratischen Iwe- 
Nur Ignoranten können annehmen, daß 
die Koalitionsfraktionen dadurch schwä- 
cher geworden sind. Im Gegenteil. 
Und nun geht es von dem prinzipiellen 
Nein zu jedweden Blauhelm-Einsätzen h'" 
zur Übernahme von konditionierter Ver' 
antwortung im Rahmen der UN und W 
Maßnahmen für friedenstiftende militft1' 
sehe Zwangsmaßnahmen gemäß der a"^1 

von Deutschland uneingeschränkt akzep- 
tierten UN-Charta. 
Es hat für die SPD immer gute Gründe 
gegeben, sich dieser oder jener Politik nich 

anzuschließen. Aber die Gründe der and*' 
ren haben sich letztendlich als richtiger her 

ausgestellt. 

Insofern fällt die in Teilen sehr rüde KfV* 
an dem SPD-Fraktionsvorsitzenden ti^s' 
Ulrich Klose wegen seiner ebenso prägt*1*1' 
tischen wie realistischen Haltung zu even- 
tuellen Kampfeinsätzen der Bundeswehr 
unter UN-Kommando auf seine Kritiker 
zurück. Warten wir es ab! 
Es hat den Anschein, als würde die inner- 
parteiliche Diskussion um das, was allge' 
meinhin „Blauhelm-Einsätze"genannt 
wird, nicht zu den Sternstunden sozialde- 
mokratischer Politik führen. 
aus: Die Welt, 17. September 1993 

\M 
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Finanzierung der Pflegeversicherung 

Der Koalitionsvorschlag ist ein 
tooderater und gangbarer Weg 
f^f Diskussion über die Pflegever- 
?,c"erung erklärte am 22. Septem- 
*er der Chef des Bundeskanzler- 
amtes, Bundesminister Friedrich öohl: 

pe Attacken der SPD und führender 
nieressenverbände auf die Vorschläge 
er Koalition zur Finanzierung der Pfle- 
^ Versicherung sind ohne Maß und vor 
'ein destruktiv. Sie sind ein trauriger 
e^eis dafür, daß viel zu viele Interes- 

enverbände nur noch an die Wahrung 
,?r eigenen Besitzstände denken und daß 
le SPD auf Verweigerung umgeschaltet 
*l- Dies alles geschieht zu Lasten der 

^•egebedürftigen und ihrer Angehörigen, 
i'tte Pflegeversicherung ohne Kostenaus- 

^leich für die Wirtschaft gefährdet 
jybeitsplätze. Wer die Kostenkompensa- 
lQn verhindern will, blockiert die Pflege- 
Sicherung. 1,65 Millionen Pflegebe- 
^rftige und ihre Angehörigen warten 

abßr dringend auf Hilfe. Über 16 Millio- 
en älterer Mitbürger brauchen die 

^vißheit, daß sie bei Pflegebedürftig- 
eit Unterstützung erhalten. 

Wi lr müssen uns auf den Kern der Reform 
binnen: 

• Pflegegeld und Alterssicherung von 
Pflegepersonen, die sich häuslicher 
Pflege widmen; 

• ambulante Pflegeeinsätze durch Sozial- 
stationen, damit Pflegebedürftige mög- 
lichst lange zu Hause versorgt werden 
können; 

• bei der stationären Pflege die überwie- 
gende Zahl der Betroffenen aus der 
Sozialhilfe herausholen. 

Diese sozialpolitischen Grundpfeiler dür- 
fen nicht an kleinkarierter Betonmentali- 
tät der SPD und der Interessenverbände 
scheitern. Die Pflegeversicherung ist 
nicht zum Nulltarif zu erhalten. Sie 
braucht Solidarität aller und die Bereit- 
schaft, auch eigene Besitzstände in Frage 
zu stellen. Der Koalitionsvorschlag, an 
zehn Feiertagen den Lohn auf 80 Prozent 
zu beschränken oder maximal zwei 
Urlaubstage pro Jahr dafür einzusetzen, 
ist ein moderater und gut gangbarer Weg. 

Jedermann sollte sich fragen: Was wiegt 
der Einsatz von zwei Urlaubstagen gegen- 
über der Einführung der dringend benö- 
tigten Pflegeversicherung für die wirklich 
Hilfsbedürftigen in unserer Gesellschaft? 

Zahl der BAföG-Empfänger leicht gesunken 
Die Zahl der BAföG-Empfänger ist im vergangenen Jahr leicht gesunken. Wie 
das Statistische Bundesamt mitteilte, erhielten 1992 rund 846.000 Schüler und 
Studenten Unterstützung nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz 
(BAföG). Dies waren 27.000 oder 3,1 Prozent weniger als im Vorjahr. Von den 
insgesamt 639.000 Studenten bezogen rund ein Drittel diese staatliche Förde- 
rung, teilten die Bundesstatistiker mit. Die Zahl der geförderten Schüler bezif- 
ferte das Bundesamt auf 207.000. 
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Ohne Kläranlage keine neuen 
Arbeitsplätze in Bitterfeld 
Anläßlich eines Vor-Ort-Besuchs des 
Bundesfachausschusses Umweltpolitik 
der CDU am 3. und 4. September 1993 
im Räume Bitterfeld erklärte der Vor- 
sitzende, Kurt-Dieter Grill: 

Unser Besuch soll ein Zeichen dafür set- 
zen, daß die Parteiarbeit gerade auch in 
ökonomischen und ökologischen Brenn- 
punkten intensiviert wird und daß die 
CDU die Sorgen und Ängste der Men- 
schen in den neuen Ländern ernst nimmt. 
Ein zügiger Ausbau der Umwelt-Infra- 
struktur und die Sanierung kontaminier- 
ter Flächen ist eine entscheidende Vor- 
aussetzung für den wirtschaftlichen Auf- 
bau und damit für positive Zukunftsper- 
spektiven für die Menschen in den neuen 
Bundesländern. Arbeitsplatzsicherung 
durch Umweltsanierung ist die Devise für 
Gegenwart und Zukunft. 
Der Bundesfachausschuß Umweltpolitik 
setzt sich daher mit Nachdruck dafür ein, 
daß die beispielhafte Unterstützung von 
wichtigen Sanierungsmaßnahmen durch 
den Bund weiter fortgeführt wird. Er 
wird sich deshalb über den Fortgang ent- 
sprechender Modellvorhaben informie- 
ren. So zum Beispiel über das Gemein- 
schaftsklärwerk „Bitterfeld/Wolfen", für 
dessen Ausbau das Bundesumweltmini- 
sterium alleine 90 Millionen D-Mark zur 
Verfügung gestellt hat. Diese Anlage hat 
besonderen Modellcharakter und ist Vor- 
aussetzung für die weitere Entwicklung 
der Region Bitterfeld/Wolfen sowie vor 
allem für neue Industrieansiedlungen 
und damit für die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze. 
Zugleich wird durch das Projekt die über- 
durchschnittliche Belastung von Mulde 
und Elbe deutlich reduziert. Ohne die 

Kläranlage hätte das realistische Ziel, in 
Bitterfeld bis Ende 1994 5000 neue 
Arbeitsplätze zu schaffen, keine Chance- 
Neben der Sanierung belasteter Chemie- 
Standorte ist die Renaturierung und 
Rekultivierung von ehemaligen Bergbau 
landschaften von besonderer Bedeutung 
für die Lebens- und Standortqualität in 
den Regionen der neuen Bundesländer- 
Es ist daher mit Nachdruck die Umge- 
staltung des ehemaligen Braunkohletage' 
baus „Goitsche" zu einem „Landschaft5' 
park" zu unterstützen. 
Dieses Projekt hat damit nicht nur regi°' 
nale Bedeutung für die Kreise Delitzscb 
und Bitterfeld, sondern kann darüber hin 
aus ein Pilotprojekt für die Sanierung v0 

Bergbaulandschaften in Mitteldeutsch- 
land werden. Es muß hierbei eine ausge' 
wogene, ökonomische und ökologische 
Entwicklungsoption für den Gesamtrau1" 
Delitzsch/Bitterfeld geschaffen werden, 
die den ehemals belasteten Landschaftefl 

ein neues positives Image verleiht. 

Ermutigende Erfolge       

Insgesamt sind die bisher erzielten 
umweit- und wirtschaftspolitischen 
Erfolge im Raum Bitterfeld ermutigend 
und geben auch anderen belasteten 
Regionen in den neuen Bundesländern 
eine positive Perspektive. Der Bundes- 
fachausschuß Umweltpolitik wird mit 
Nachdruck die weiteren Bemühungen zü 

Sanierung der belasteten Regionen untef' 
stützen und hält es gerade in wirtschaft- 
lich schwierigeren Zeiten für notwendig» 
daß das beispielhafte Engagement, insbe' 
sondere des Bundesumweltministeriums' 
für den Raum Bitterfeld auch in den 
nächsten Jahren fortgeführt wird. 



WIRTSCHAFTSPOLITIK UiD 28/1993 •  Seite 13 

Technologiestandort Deutschland 
stärken - Subventionen überprüfen 

n'äßlich eines Gesprächs mit hoch- 
j^gigen Vertretern aus Politik, Wirt- 
^haft und Wissenschaft im Zusam- 

enhang mit der bevorstehenden Bera- 
^g des Bundeshaushaltes 1994 

klärte die Vorsitzende des Bundes- 
J^hausschusses „Wirtschaftspolitik**, 
LhHstaThoben: 

"e aktuelle konjunkturelle Schwäche- 
nde der Wirtschaft und ihre strukturel- 
^n Defizite sollten Anlaß sein, mit dem 

ündeshaushalt 1994 neue positive 
8nale in der Forschungs- und Techno- 
S'epolitik zu setzen. Eine rückläufige 
ntwicklung des Anteils der Forschungs- 
nd Entwicklungsaufwendungen am 
ruttosozialprodukt und eine nachlas- 

^nde Innovationsdynamik kann sich ein 
,rtschaftsstandort nicht leisten, wenn er 

^ch in Zukunft mit an der Spitze stehen 
*ill. 

le deutschen Unternehmen sind gefor- 
ert> gerade in Zukunftstechnologien ver- 
arkt zu forschen und marktfähige Pro- 
bte zu entwickeln. Schon heute zeich- 

.en sich Biotechnologie, Raumfahrt und 
Worrnationstechnik, Mikroelektronik 
na Materialforschung als entscheidende 
ukunftstechnologien des 21. Jahrhun- 

p,erts ab. Deutschland darf auf diesen 
'j'dern nicht den Anschluß verlieren 

>~er Konkurrenten bereits heute den 
^arkt von vorneherein überlassen. 

i^jjttel durch Umschichten 
j att überaltete Strukturen im bisherigen 

'fifang zu konservieren, muß überlegt 
, erden, wie es gelingen kann, zusätzliche 

tttel für Technologien von morgen 
rch Umschichtungen zu gewinnen. 

111 eine Vorstellung von der jeweiligen 

Größenordnung zu geben: Mit Einspa- 
rungen bei den zwanzig größten Finanz- 
hilfen von jeweils fünf Prozent ließe sich 
eine Milliarde Mark für die Förderung 
moderner Technologien und den Aufbau 
einer leistungsfähigen Forschungsinfra- 
struktur, die vor allem in den neuen Bun- 
desländern dringend notwendig ist, mobi- 
lisieren. Selbstverständlich sind dabei 
Hilfen für Kohle, Werften und Landwirt- 
schaft ebenso einbezogen wie der 
Zuschuß an die Bundesmonopol-Verwal- 
tung für Branntwein. 

Deutliche Signale 
Dies wären deutliche Signale, um die 
Stärken des Technologiestandortes 
Deutschland zu bewahren und fortzuent- 
wickeln. Wenn unser Wirtschaftsstandort 
auch morgen noch modern sein soll, sind 
technologiepolitische Weichenstellungen 
heute von entscheidender Bedeutung: Es 
geht um den Erhalt der Zukunftsfähigkeit 
Deutschlands. 

Europas größte Kartoffel- 
chips-Anlage in Kreba 
Die Bahlsen-Gruppe hat in Sachsen 
Europas größte Kartoffelchips-Anlage 
in Betrieb genommen. Bahlsen inve- 
stierte rund 40 Millionen DM in die 
Erweiterung und Modernisierung der 
Krebaer Kartoffelverarbeitung und 
Vertriebs GmbH. Die Mitarbeiterzahl 
von derzeit 46 sollte bis 1994/95 auf 
90 erhöht werden. Zunächst werden 
rund 17.000 Tonnen Kartoffeln zu 
Kartoffelchips verarbeitet, ab 1994/95 
sollen es etwa 34.000 Tonnen Kartof- 
feln sein. 
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„Aktion des Monats" August 

... auf den Spuren von Winnetou 
Für die Ferienaktion „Mit dem Son- 
derzug zu den Karl-May-Festspielen 
nach Bad Segeberg" ist der CDU- 
Kreisverband Soltau-Fallingbostel mit 
dem ersten Preis beim Wettbewerb um 
die beste „Aktion des Monats" August 
ausgezeichnet worden. 

Dieses Ferienangebot für Kinder wäre an 
sich schon auszeichnungswürdig. Den 
Ausschlag für die Auswahlkommission 
hat aber der Umstand gegeben, daß die 
Reise am 25. Juni nach Bad Segeberg — 
in ununterbrochener Folge — die zehnte 
seit 1984 war und der Kreisverband damit 
inzwischen — sage und schreibe — 
14000 Kinder und Erwachsene auf die 
Spuren von Winnetou und Old Shatter- 
hand gebracht hat. 
Wie jedes Jahr wurden die Jungen und 
Mädchen zu wahren Begeisterungsstür- 
men hingerissen. Und wie jedes Jahr ging 
auch diesmal kein Kind verloren, was 
dem Betreuer zu verdanken ist, der zur 
Orientierung wieder das CDU-Schild mit 
dem Namen des Gemeindeverbands mit 
sich führte. 

Peter Hintze: Gelungene Aktionen, 
die zur Nachahmung anregen 

Der Generalsekretär, der Mitte Juni zur 
regen Teilnahme an den Wettbewerben 
um die beste „Aktion des Monats" aufge- 
rufen hatte, bedankte sich auf der inzwi- 
schen zum zweiten Mal verliehenen 
Urkunde bei den verantwortlichen Orga- 
nisatoren und Mithelfern für Idee, Vorbe- 
reitung und Durchführung der Ferien- 
maßnahme und drückte seinen Wunsch 
aus, daß auch dieses Beispiel aus einer 
sich weiter füllenden Ideenbörse andere 

Ein Händedruck, den einer so schnell nl 

vergißt. 

Parteimitglieder dazu anrege, in ähnli- 
cher Weise aktiv zu werden. 
Kreisgeschäftsführer Heinz Kirchfeld 
und mit ihm der Stadtverbandsvorsit- 
zende von Walsrode, Hermann Söder, 
können sich freuen: Als Anerkennung 
und zur weiteren Unterstützung ihrer 
zukünftigen Arbeit — gerade auch im 
Hinblick auf das Wahljahr 1994 - ernä'1 

der Kreisverband einen „Canvassing- 
Stand", der — so Peter Hintze — für d,e 

aktive Kreis- und Ortsverbandsarbeit 
sicher nützlich sein wird. 
„Politikern einmal viele Löcher in den 
Bauch zu fragen" (so eine Zeitungsüber- 
schrift), ermöglichte im Rahmen einer 
kommunalpolitischen Woche die Aktio° 
„Talk für die Jugend" des Landesver- 
bands der Jungen Union Sachsen-Anha 
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"r 0fientierung ist das CDU-Schild mit dabei, mit dem Namen des Gemeindeverbandes. 

Ule hier in lockerer Atmosphäre mit 
undestagS_ und Landtagsabgeordneten 
Wie Vertretern der örtlichen Verwaltun- 

j.6!1 über Bildungs- und Freizeitmöglich- 
e'ten diskutiert wurde — „Gespräche 

(.
ll der Jugend — der Anfang eines rich- 

a
8en Weges" (so die Überschrift einer 
leeren Zeitung) —, war für die Mehr- 
yeit der Auswahlkommission Anlaß zur 

ergabe des zweiten Preises. 
j.^n dritten Preis erhielt der CDU- und 
. "Kjeisverband Braunschweig für die 
u, 0n „Das junge Rathaus", für eine 
e|Ungene Initiative gegen „Politikver- 

^ssenheit". 
pWei jungen Braunschweiger Ratsherren, 
, arsten Müller und Maik Teßmann 
s ^de 23 Jahre alt), ging es darum, politi- 

he Entscheidungsprozesse und Gestal- 

tungsmöglichkeiten in der Kommunalpo- 
litik transparent zu machen und interes- 
sierten Bürgern — insbesondere Jugendli- 
chen — einen Einblick in die Arbeit der 
CDU-Fraktion zu geben. Schwerpunkt 
war die Jugend-, Schul- und Bildungspo- 
litik. 
Auch für den Wettbewerb im August sind 
im Konrad-Adenauer-Haus so viele 
Aktions-Beispiele eingegangen, daß es 
auch diesmal wieder schwerfiel, ohne 
Zögern und Skrupel die drei Besten aus- 
zuwählen. 
Um den interessierten Lesern nichts 
Wichtiges vorzuenthalten, wird die UiD 
in lockerer Folge unter dem längst einge- 
führten Seiten-Titel „Ideenbörse" die lei- 
der nicht prämiierten, aber guten Bei- 
spiele für gelungene Aktionen vorstellen. 

Prominenter Gast im 
„jungen Rathaus": 
Bundesjugendmini- 
sterin Angela Merkel 
— mit den Vertretern 
im Rat der Stadt 
Braunschweig: 
Carsten Müller und 
Maik Teßmann 
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Geschichte der CDU, 1945-1982 
In der Deutschen Verlags-Anstalt ist 

ein Buch erschienen, das für die 
Arbeit der Partei von großem Inter- 
esse ist. 

Hans-Otto Kleinmann: 
Geschichte der CDU 
1945-1982 
Hrsg. von Günter Buchstab 
Stuttgart 1993 
544 Seiten. 

Diese „Geschichte der CDU" von der 
Gründung nach dem Zweiten Welt- 
krieg über die Regierungsjahre Kon- 
rad Adenauers, Ludwig Erhards und 
Kurt Georg Kiesingers sowie die drei- 
zehnjährige Oppositionszeit bis zur 
Kanzlerwahl Helmut Kohls ist die 
erste umfassende Darstellung der Par- 
tei, zugleich ein wichtiges und gut les- 
bares historisches Kompendium. 
Hervorzuheben ist, daß in dem Buch 
die Geschichte der im allgemeinen 
sonst stiefmütterlich behandelten Lan- 
desverbände und der Vereinigungen 
eine angemessene Berücksichtigung 
findet. Ein eigenes Kapitel ist der 
„Europapartei" CDU gewidmet. Auch 
das Schicksal der CDU in den Län- 
dern der sowjetischen Besatzungszone 
und in der DDR kommt zur Sprache. 
So bekommt der Leser ein gehaltrei- 
ches, lebendiges Panorama des inner- 
parteilichen Lebens und der Politik 
der CDU. Das Buch enthält ein aus- 
führliches Inhaltsverzeichnis, ein 
Namens- und Sachregister sowie 
Abbildungen führender Unionspoliti- 
ker und Grafiken zur Mitgliederent- 
wicklung. 
Autor ist Professor Dr. Hans-Otto 
Kleinmann, Leiter der Abteilung 

Geschichte 
der CDU 

DVA 

Historisches Archiv im Archiv für 
Christlich-Demokratische Politik der 
Konrad-Adenauer-Stiftung und 
Dozent für neuere Geschichte an der 
Universität Köln. 
Der Ladenpreis des Buches beträgt 
58,— DM. Damit Sie für Ihre Bedürf- 
nisse preiswerter an dieses Buch kom- 
men, haben wir eine größere Menge 
vom Verlag abgenommen und können 
das Buch für 29,— DM anbieten. 
Bitte schicken Sie Ihre Bestellungen a° 
die CDU-Bundesgeschäftsstelle, 
Hauptabteilung Öffentlichkeitsarbeit, 
z. Hd. Herrn Geiser, Friedrich-Ebert- 
Allee 73-75, 53113 Bonn. Ausliefe- 
rung und Rechnungsstellung erfolgt 
dann über den Verlag. 
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WIR  
DISKUTIEREN 
UND FEIERN! 

Samstag, 2. Oktober 1993 
Landespolizeihochschule Aschersleben 

(Sachsen-Anhalt] 

20.00 Uhr 

Talkrunde 

mit Prof. Dr. Werner Münch, 
Ministerpräsident in Sachsen-Anhalt 

Hermann Gröhe, 
Bundesvorsitzender 

der Jungen Union Deutschlands 

und weiteren Gästen 

ab 22.00 Uhr 

Disco 
mit Michael Drewenstedt & Band 

von MDR live 

gegen 1.00 Uhr 

„Ich will Spaß..." 
mit Markus (ja genau, der Markus) 

Anmeldungen bitte 

an die Bundesgeschäftsstelle der 

Jungen Union Deutschlands 

Annabergerstr. 283 

53175 Bonn 

Telefon 0228/310011 

Telefax 0228/384520. 

L 
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Schnellverschluß 
für Gas-Luftballons 
1A fer kennt nicht das Problem: 
YV Sie stehen am Canvassing- 
stand, der Stand ist gut besucht, 
und neben den politischen Informa- 
tionen für die Erwachsenen vertei- 
len Sie auch Luftballons an die Kin- 
der, doch das Aufblasen, Zuknoten 
und Festbinden der Halteschnur 
verbraucht so viel Zeit, daß man 
entweder mehr Personal am Info- 
Stand benötigt oder oft nicht so 
viele Luftballons verteilen kann, wie 
man möchte. 
Damit ist jetzt Schluß! Der Schnell- 
verschluß ist Halteschnur und Ver- 
schluß in einem und erspart Ihnen 
das mühevolle Zuknoten und Fest- 
binden der Halteschnur; einfach 
aufblasen, arretieren fertig! 
Bestell.-Nr.: 9609 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 8,90 DM 

1 Broschüre 
Texte zur Gewaltproblematik. Mit 
Beiträgen von Helmut Kohl, Peter 
Hintze, Angela Merkel, Rudolf 
Seiters, Norbert Blüm u.a. 
Bestell-Nr.: 3614 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je Einheit: 19,50 DM 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 
Fax (05423) 41521 

l' 

Als attraktiver Begleiter im MeQ* &, 
kämpf jähr, als Geschenk für Pa jcfl 

freunde und Sympathisanten biete     ' 
der neue CDU-Europakalender an- 
essante Bilder aus zwölf deutschen ^ 
Regionen und ihren europäischen 
nerstädten stehen für das zusamt 
wachsende Europa. 

Der Kalender besteht aus 13 Blatte^ 
hat ein Format von 39 x 30 cm. 
So können Sie diesen Kalender be* 
Ab 200 Exemplare besteht die MÖöJJ,. 
keit, die gesamte Kopfleiste des Ka  ,; 

ders individuell für Ihren Orts-, Kre' ef 
desverband oder Kandidaten zu nü 
Dazu benötigen wir eine Reinzeicnn lä 

wobei die maximale Größe der Druc 

ehe 39 x 5,9 cm beträgt. 
Sollten Sie keine Reinzeichnung ^0 
schicken Sie uns Ihren gewünschte ^ 
drucktext als Manuskript mit Skizz 

Vor Drucklegung erhalten Sie von ^ 
noch einen Korrekturabzug zur DrU 

gäbe. 

• Standard-Ausführung: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 1164 
33759 Versmold 

Bestell-Nr.: 9610 
Mindestabnahme: 10 Stück 
Preis per Mindestabnahme: 50 D^ 
inkl. Versand; zzgl. MwSt. 

• Individuelle Ausführung .. 
(mit Eindruck auf Kopfleis^' 
CDU-Bundesgeschäftsstelie 

z. Hd. Frau Zander - 
Friedrich-Ebert-Allee 73—'9 

53113 Bonn 
Mindestabnahme: 200 Exemplar   ^ 
Preis per Mindestabnahme: 1.300 
inkl. Versand, zzgl. MwSt. 

Bestellschluß: 8. Oktobe' 
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Europa wächst zusammen 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Es ist gut, 
daß diese 

ENTSCHEIDUNÖ 

gefallen 
ist ... 

 ' nS'e 

Dies ist die neueste Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schaukasten. ^en pe 
in den Verteiler für Wandzeitungen aufgenommen werden möchten, wenden Sie sich bitte ap 

Kreisgeschäftsstelle, die Ihre Angaben an die Bundesgeschäftsstelle weiterleiten wird. 

28/1993 
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